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Mit dem EU-Beitritt stellt sich für Österreich mehr denn je die Frage, wie die Attraktivi­
tät des Landes für Investoren erhöht werden kann. Trotz aller bisher erfolgten Bemü­
hungen gelten als wesentliche Nachteile in Österreich die aufwendigen bürokratischen 
Abläufe und Genehmigungsverfahren bzw. die langen Entscheidungszeiträume. 

Auch in der Beantwortung der parlamentarischen Anfrage Nr. 728/J durch den Bun­
desminister für wirtschaftliche Angelegenheiten werden diese Nachteile genannt und 
auf Maßnahmen zur Deregulierung des Wettbewerbs, im Preisrecht, im Gewerberecht 
(Genehmigungsverfahren) verwiesen; allerdings ohne nähere inhaltliche Angaben 
(Antwort auf Pkt 3 der zit. Anfrage). 

Aus diesem Grund stellen die unterzeichneten Abgeordneten folgende Fragen: 

Welche Maßnahmen zur Vereinfachung und Effizienzsteigerung sind im Rahmen Ihres 
Ressorts mit dem EU-Beitritt initiiert bzw. durchgeführt worden oder in Zukunft vorge­
sehen im Bereich 

1. Gewerbeordnung, 

2. Preisrecht, 

3. bürokratischer Abläufe in Ihrem Ministerium, 

4. sonstige? 

Bitte geben Sie zu den einzelnen Punkten die konkreten. Maßnahmen und Verände­
rungen mit den dazu gehörenden Gesetzes- und Verordnungsstellen an. 
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